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Teil B 
Textliche Festsetzungen 

zum Vorhaben- und Erschließungsplan auf der OJUndlage 
des § 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bckanntmadiwig 
vom 8.12.1986 (BGBI., I S. 2253), . · 
des Maßnahmegcsetzcs zum Baugesetzbuch (Bau-MaßnahmenG) in der Fassung vom -_~8.4.1993 
(BGBL I, S. 266, BGBl. 111, 213-15), ·._ 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBI. S.132) und der Sächsischen Bauordnwig (BauO) in der ab 19.8.1992 gültigen Fassung 
(Sichsiscbes Gesetz- Wld VcrordnW1gsblatt vom 20.8.1992). 

B.I. Planungsrechtliche Festsetzu_ngen 

1. Grenze des räumlichen Gestunisbereichcs (§ 9 Abs. (7)) 

J. Art der baulichen Nutzun1 (§ 9 Abs. (1) Nr. 1 BauGB) 

Das Plaogcbict wird als 

All&emeines Wohn&ebiet nach§ 4 BauNVO festgesetzt. 

Eine Tankstelle ist nur an der kommunalen Straße von Kitzen in Richtung Zitzschen zulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzun1 (§ 9 Abs. (1) Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO) 

Als Maße der baulichen Nutzung werden festgesetzt: 

GRZ=0-4 
GFZ=0,6 

zullssi1e Zahl der Voll1eschosse: 2 

3. Bauweise(§ 9 Abs. (1) Nr. 2 BauGB) 

a 1 - offene Bauweise, zulässig ist nur die Enichtung von ficistehendcn Einzclhäuscm 
a 2 - oflcnc Bauweise, zulissig ist nur die Errichtung von freistehenden Einzel- und Doppclhäuscm 

4. Lar.e der Bebauun& (§ 9 Abs. (1) Nr. 3 BauGB) 

In den Planzcichnungcn sind festgesetzt: 

- Baulffll2en (§ 23 Abs. (3) BauNVO) 

5. Fliehen für Stcllplitze, Nebenanla&en und Garaien (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) · 

Je Grundstück sind 2 offene PKW- Stellplätze zu schaffen. 
Si.cllplätzc sind auch außcmalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
FrJ-cllcn für Garagen und )lebcnanlagcn im Sinne des § 14 Baunutzungsverordnung sind 
nur innerhalb der überbaubaren Gnmdstücksflächen zulässig. 
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Durch die Wahl der Flächenbefestigungen (Sickerpflaster, Rasengitterplatten ... ) und geeignete 
ergänzende Maßnahmen ist sicherzustellen, daß das auf diesen Flächen anfallende 
Oberflächenwasser vollständig auf den Grundstücken versickert wird. 

Das Oberflächenwasser des Straßenraumes wird über eine Entwässerungsrinne dem 
Oberflächenwasserkanal zugefOhrt der in den Sickerteich einleitet. 

6. Verkehrsflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

S~ Fußwege, Flächen für den ruhenden Verkehr und Flächen zur Ableitung und 
Versickerung des Niederschlagswassers sind in den Planzeichnungen eingetragen. 
Je Grundstück ist eine Zumhrt vom max. 4 m Breite zulässig. Gemeinsame Zufahrten von 2 
benachbarten Grundstücken sind bis 5,50 m Breite zulässig. 

7. Unterirdische Leitungen.(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

V er- und Entsorgungsleitungen für das Wohngebiet werden vonangig unter den Fußwegen 
verlegt. 

8. Flächen zum Anpflanzen von Blumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25a BauGB) 

8 .1. Die Begrünung im Geltungsbereich 
ist mit folgenden Bäumen und Sträu­

chem in den ausgewiesenen Grün­
flächen durchzuführen: 

8 1. 1. Einzelbäume 

Acer platanoides Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus Bergahom 
Ainus glutinosa Rot-Erte 
Betula pendula Hänge-Birke 
F agus silvatica Rot-Buche 

F raxinus exelsior 
Pinus sßvestris 
Quercus robur 
Quercus petrea 
Populus fremula 
Ulmus carpinofolia 

Esche 
Waldkiefer 
Stieleiche 
Traubeneiche 
Zitter-Pappel 
Feld-Ulme 

8.2. Private Grünflächen, zu 8.1.2. und 
8.1.3. 

8.2.1. Die Hausgärten und Nutzgärten sind 
untereinander und zur freien Land-
schaft mit einer einreihigen (1St/m~ 
Gehölzpftanzung aus Punkt 8.1.2. an­
zulegen. J• 200 m' Hau1garten lst 
ein Baum aus Punkt 8.1.1 o. 8.1.3 zu 
pflanzen. 

8.2.2. Die Einfriedungen der Vorgärten 
sind mit geschnittenen Hecken vorzu-

nehmen. Folgende Arten sind zulässig: 

Fagus silvatica Rotbuche 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
rataegus monogyna Weißdom 
Ligustrum vulgare Liguster 



8.1.2. Sträucher 

Acer campestre 
Amelanchier in Arten 
Grataegus in Arten 
Carpinus betulus 
Comus mas 
Comus sanguinea 
Corylus avellana · 
Lingustrum vulgare 
Rhamnus cathatica 
Rubus fruticosus 
Rubus idaeus 
Rosa majalis 
Rosa pimpinellifolia 
Ro.~a canina 
Sal,lx caprea 
SWjlX purpurea 

1. .3. Kleinbäume 

!', Ainus incana 
Acer campestre 
Carpinus betulus 
Malus in Arten 
Pyrus in Arten 
Sorbus fooninalis 
Sorbusalia 

Feldahom 
Felsenbirne 
Weißdom 
Hainbuche 
Kornelkirsche 
Roter-Hartriegel 
Hasel 
Liguster 
Echter-Kreuzdom 
Echte Brombeere 
trambeere 
Zimt-Rose 
Dünen-Rose 
Hundsrose 
SaJ-Weide 
Purpur-Weide 

Grau-Erle 
Feldahorn 
Hainbuch 
Apfel 
Bime 
Elsbeere 
Mehlbeere 

8.2.3. Gemeinschaftsgrün im Vorgarten 
Je 100 m2 ist mind. ein Baum aus 
Punkt 8.1.1 . oder 8.1.3. zu pflanzen. 

f olgende Straucharten sind zulässig: 

Sträucher. siehe Punkt 8.1.2. sowie 
Amelanchier ovalis Gem. Felsenbirne 
Buxus sempervirens Buchsbaum 
Calluna vulgaris Heidekraut 
Colutea arborescens Blasenstrauch 
Coronilla emerus Komwicke 
Cotoneaster inegt Gew. Felsenmispel 
Cytius nigricans Schwarz.Ginster 
Cytisus scoparius Besen-Ginster 
Empetrum nigrum Krähenbeere 
Erica tetralis Glocken--Heide 
Genista germanica Dtsch. Ginster 
Genista pilosa Heide-Ginster 
·Juniperus communis Wacholder 
Ulex europaeus Stechginster 
Viburnum lantana Wolliger 

Schneebau 
Vacclnlum uHglno1um Rauschbeere 
Vaccintum vitis-ldea Preiselbeere 

8.3. Öffentliche Grünflächen 

* ~.3.1 . Spielplatzfläche * Sorbus aucuparia 
inMen 

* Crataegus in Arten 

Eberesche 

VVeiß-und 
Roobn 

Als Obstbäume $ind nur heimische 
Arten und Sorten zu verwenden. 

8.1.4.' Baumgrößen 

Einzelbäume: Hochstämme 3x verpft. 
aus extra weitem Stand, Stammum­
fang 14-16 cm. 
Kleinbäume: Hochstämme 2x verpl. 
Stammumfang: 10-12 
In Sichtdreiecken sind, abgesehen 
von Einzelbäumen mit einem Kronen­
ansatz nicht unter 300 cm, nur Gehölze 
zulässig, deren Wuchshöhe 80 cm 
nicht überschreitet 

Pro 200 m2 ist ein Baum aus Punkt 8.1.1. oder 
8.1.3. ·zu pflanzen. Die Randbereiche des 
Spielplatzes sind mit einer zweireihigen 
Heckenpflanzung aus Punkt 8.1.2. 
einzurahmen. 

* 1.3.2. Vorbehaltsftäche für -
graben 

Die Vorbehaltsftäche für Entwässerungsgraben 
ist mit einem - für die Gemeinde 
Kitzen zu belasten (nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 und 
Abs. 16 Bau GB). 

* 8.3.3. Verkehrsgrün 

FCI" die in Straßenraum -ten Bäume 
sind Arten aus PU1kt 8.1 .1. oder 8.1.3. zu 
verwanden 

alt net. .. 
Bäume in Straßen 93 2Oit 
Bäume auf Spielplatz .. 12 
Bäume in Gehwegen .. 63 
Bäume insgesamt 93 1 95 
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8.3.4. GrOngürtel 

Der GrOngürtel zur freien Landschaft ist 
mit einer fünfreihigen (15Vm') Gehölz­
pftanzung aus Punkt 8.1.2. anzulegen. 
Alle 8 m ist ein Hochstamm aus Punkt 
8.1.1. zu pflanzen . 

. Hinweise 

Die in den privaten und 6ffentfichen Grünflächen gepflanzten Einzelblume und Sträucher 
sind zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume müssen auf Kosten der Eigen­
tümer nachgepftanzt werden. 

Im Bereich von Ver- und Entsorgungsteitungen sin~ tief wurzelnde Bäume zu meiden 
bzw .in einem Abstand von mindestens 1,50 m, gerechnet ab Baumitte, zu begrünen. 

Dieser Grünordnungsplan ist Bestandteil des Vorhaben- und Erschließungsplanes für 
das Wohngebiet ·Rodeland• der Gemeinde Kitzen. 

9. Maßnahmen zum Schutz de:- Natur (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Es sind generell immissionsarme Heizsysteme zu installieren. Hierzu wird auf die Verordnung über 
Kleinfeuerungsanlagen (1. BlmSchV) vom 15.1.1988 (BGBI. 1, S. 1059) verwiesen. vorgesehen ist 
die Versorgung des Wohngebietes durch Anschluß an das Erdgasnetz. Die Entwässerung ist als 
Trennsystem auszuführen. In das öffentliche Regenwassersystem darf nur das von den Dächern 
und den Verkehrsflächen abgeleitete Niederschlagswasser eingeleitet werden. 

Bodenaushub 

• Entsprechend den abfallwirtschaftlichen Grundsätzen des Freistaates Sachsen vom 
7. Juli 1992 ist bei der Realisierung von Bauvorhaben Massenausgleich vorzu„ 
schreiben. Um die sinnvolle Verwendung des Bodens zu garantieren. muß eine 
Massenbilanz erstellt werden. · 

• Boden wird grundsätzlich nach Bodenarten getrennt Eine Mischung verschiedener 
Bodenarten ist nicht zulässig. 

• Nach § 202 BauGB ist der Oberboden (Mutterboden) im Bereich der Baustelle zu 
Beginn der Baumaßnahmen abzuschieben und zu sichem. VOlhanden•. nicht zu be­
bauende Vegetationsftlchen sind vom Baubetrieb freizuhalten. 

• • Der Unterboden ist entsprechend seiner Zusammensetzung nach Bodenarten 
(Substrattypen) gelreMt zu lagem und auf seine Eignung hinsichtlich weiterer 
Verwendungsmöglichkeiten zu prüfen. 

~ Erdarbeiten sind aufgrund der bei 'Nässe zunehmenden Verdichtungsgefahr 
möglichst bei trockener Witterung und mit leichten Kettenfahrzeugen duchzu­
führen. 

• Zwischenlager von '86den sind in der Fonn von trapezförmigen Mieten anzu-,. 
legen. Um Verdichtungen, Vemässung und Erosion zu vermeiden, soll das nach 
Bodenarten getraMte Material mit folgenden Maximalhöhen gelagert werden: 



a) humoser Oberboden 

Mutterboden ist in Mieten mit einer Sohlenbreite bis zu 3m und in einer Höhe 
bis zu 1,3 m aufzusetzen. Bei sehr großen Mengen kann die Sohlenbreite ver­
größert werden. jedoch darf die Höhe dann 1 m nicht übersteigen. 
Die Mieten sollen möglichst im Schatten und abseits vom Baubebieb liegen. 
Der Mutterboden ist lebend zu erhaJten und bei längeren Lagerzeitn'lumen 
(> 3 Monate) zu begrünen (Abdeckung mit Grassodan oder Einsaat mit 
Schmetterlingsblüt!em). 

b) kulturfähigen Unterboden bei 

-mittelfeuchten bzw. steifplastischen Schluffen, Lehmen und Tonen 5 m 
-lehmigen Sanden, schwachfeuchten bzw. halbfesten Schluffen, Lehmen und 
Tonen 10 m. 

• Eine Oberschüttung von Oberboden mit Bodenaushub oder Fremdstoffen ist ebenso-
wenig zulässig wie die Abdeckung andersartiger Stoffe mit Boden. Im Zuge einer 

._ 'Niederverwertung von Bodenaushub an Ort und Stelle bzw. einer Rekultivierung 
der Baustellenfläche sind Anschüttungen auf die lokalen Bodenverhältnisse abzu­
stimmen. 

• Anschüttungen >200 m• und >2m Höhenunterschied zum Gelände sind genehmi-
gungspflichtig (§ 62 L v .m § 2 Abs. 1 Sächs. 80). 

Bodenbelastungen 

• Baubetriebsbedingte Bodenbelastungen (z.B. Verdichtungen, Erosion, Durch-
mischung von Boden mit Fremdstoffen) müssen auf das den Umständen ent­
sprechende notwendige Maß beschränkt bleiben (§ 7 Abs. 2 EGAB) und sind 
nach Bauabschluß zu beseitigen. 

• Zur Reduzierung von Bodenverdichtungen auf dem Baugelände auf ein unum-
gängliches Maß, ist der Bau~rkehr-0ber-Flächenteite. die für eine spätere Nutrzung 
als Stellplätze bzw. Zufahrten vorgesehen sind, zu leiten. Vorhandene Vegetations. 

flächen, die nicht bebaut werden sowie neu anzulegende Vegetationsflächen, sind 
vom Baubetrieb freizuhalten. 

• Belastetes Bodenmaterial sowie bodenfremde Stoffe sind von unbelasteten Böden 
zu separieren und einer Sanierung zuzuführen. Nur in begründeten Ausnahmefällen 
sollte eine Entsorgung vorgesehen werden. 

• Bodenbelastungen durch Lagerung von Bauabfällen und Betriebsstoffen sind durch 
geeignete Vorkehrungen zu vermeiden. Bauabfälle und Bauschutt dürfen nicht als 
An- und Auffüllmaterial (für Mulden, Baugruben, Arbeitsgräben etc.) genutzt werden. 

• Bei erkennbaren Bodenbelastungen im Baugebiet hat nach § 10 Abs. 3 EGAB hat 
eine Meldung an die zuständigen Behörden zu erfotgen. 

Flächenversiegelung 

• Die Bodenversiegelung ist auf das unabdingbare Maß zu begrenzen. Dor\ wo nicht 
die Gefahr des Eintrages von Schadstoffen aus abgestellten Materialien 
(Fahrzeugen, etc.) in den Boden besteht. haben Oberflächenbefestigungen durch­
lässig gestaltet zu werden. 
Zum Anlegen von Gehwegen, Garageneinfahrten. u.l. werden Rasengittersteine oder 
grobfugig vertegte Pflaster empfohlen. 

1 • 

• Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen sind zurückzubauen und zu rekultivieren. 



* 

B..l. Bauordnungsrcchdichc Festsetzungen (§ 83 Sächs uO) 

l. Gcstaltuni der nicht überbauten Grundstacksfl chcn 

Mindestens 50 % der nicht überbaubarcn Grundstücksflächen sind dauerhaft zu begrünen, eine 
landwirtschaftliche utzung ist auf diesen Flächen nicht zulässig. 
Die auf dem Vorhaben- und Ersehließungsplan eingetragenen Pflanzgebote sind in 

Vc: bindung mit den Festlegungen im Grünordnungsplan bindend. 

l. Gcstaltun2 der baulichen Anla~en 

Di in den einzelnen Baufeldern zulässigen Dachneigungen sind in den Nutzungsschablonen 
eingetragen. 

Di~cr sind mit nicht spiegelnden Materialien in roter bis grauer Farbgebung zu decken. Glasdächer 
sind zu1 sig. 

* 

3. 

Fassaden ·sind überwiegend in hellen Farbtönen weiß ... gelb ... ocker zu verputzen. 
Darüberhinaus sind Klinkenfassade · , Glasfassaden und Holzpaneelen zulässig. 

Diese Festlegungen gelten nicht für Nebenanlagen wie Garagen u. d. gl. 

Einf ricdunicn (§ 10 S chsBauO) 

Die Grundstücke köMen st:raßenseitig durch Zäune mit einer Höhe zwischen 0,8 und 1 ;1.. eingefriedet 
wctden. 
Die Zäune mQssen auf wenigstens 20 % ihrer Ansichtsfläche (einschließlich der Pfeiler) einen freien 
BUd: auf die Grundstücke ennöglichcn. Bevorzugt sollen Holzzäune Anwendung fma .. ~n. 

Hecken sind als Einfricdunten zulässig. 



Verfahrensvermerke: 

1. _ Di.. Abfrage an die für die Raumordnwlg zuständige Behörde ist durch Schreiben 
vom : 22.2.1993 
an das Rcgieningri, räsidium Leip· ig, Referat 66 erfolgt. 

2. Drr Gemdnderat hat am : 10.5.1994 
~~n Entwurf des Vorl.abcn- und Erschließungsplan mit Begründung beschlossen und 
A " slegung bestimmt. 

3. Di,· von der Planung berührten Trägrr öffentlicher Belange sind mit Schreiben an, 

krf ienmgspräsidium Leipzig> Referat 66 vom : 5 .S .1994 
lalluratsamt Leipzig vom : S .S .1994 
Regionaler Planungsverband Westsachsen vom: 5 .S .1994 
Straßenbe,amt Leipzig vom : 5.5.1994 
Staatliches Vumcssungsamt Leipzig vom: S .5.1994 
Landesamt fiil Denkmalpflege vom: 5.5.1994 
Arcbiologiscbcs Landesamt Sachsen vom : S .S.1994 
Staatlic.bcs Umweltfachamt Leipzig vom: S.S. l 994 
.ndustric- ad Handclskamme:- Lcipz.ig vom: S .S.1994 
Autobahnamt Sachsen vom: S .5 .1994 
Staatliches Schulmtt vom: 5.5.1994 
StaadidlCS Amt für ländliche Neuordnung vom: S.5.1994 
Staatliches Amt fiir Landwirtschaft vom: S .S .1994 
Bergamt Boma vom: S.S .1994 
Bund für Umwelt mtd Naturschutz Lekpzig vom: 5.5.1994 
Natwsdmtzbund Deutschland vom: 5 .S .1994 
Vcrbmadndz Gas AG vom: 5.5.1994 
ftadtwclkc Leipzig vom : 5.5.1994 
Abwasserzweckverband Weiße Elster vom: S.S.1994 
F.lk.rgievcrsorgung: Westslchsische Energieversorgung vom: 5.5.1994 
Mitteldeutsche F.nergieversorgung ~o vom: 5 .S .1994 
Dcutscbe Bundespost, Telekom vom: 5.5.1994 
Autobahnamt Sachsen vom: S.S.1994 

zur Abgabe: einer Stcllunpahme aufgefordert worden. 

4. Die benachbarten Gemeinde 

5. 

6. 

Zitzschca (Stadt Zwenkau) 

ist mit Schret"ben vom: 25.7.1994 

zur Abgabe: einer Stellungnahme aufgefordert worden. 

Der lcawtmnlßige Bestand wurde am : 21. + . .,5' bescheinigt. 
( .-:,,,,,. .:J) 

' . -
rREISTAAT · ~ 
SACHSEN 

i ~ 
~~ ,~'-5-

. . t ._. • ,J lt ~ ,~-:~:. .. / 
Die Obe,einsrimm~g des Vorhaben- und Erschlicßunpplanea em · an -. 

wun1c am l ) _Ov ~ 1~einiat. Leipziger Land (Nr. 2) /:-6r..~....9 · __ 

, _!ingeg.: ~ " 
,,J '-~.r-Umweltschutzamt ~ ~~ 



" -- -, 
-._Eingeg.: 

,,j.L~P-{Jmweltschutzamt _ 
7. fkr Gemeinderat hat am 28.7.1994 die vo11ebrachten Bedenken und Anregungen 

8. 

9. 

10. 

,:owie die Stclhmpahmen der Trlgcr öffentlicher Belange geprilft. 
lm Etgebnis l'ler Abwlgungwurde die vorliegende Satzung vom 6.5.1994 mit Änderungen 

_.::...,~M_!'-•~~ beschlossen. _ 

Der SatzungsbcschJuß vom 28.7.1994 wurde durch Gemeinderatsbeschluß am 29.9.1 
wieder aufgehoben. Die gdnderte Satzung wurde zur erneuten Auslegung bestimmt. 

Die Auslegung der geAndcrten Satzung mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan wurde / 
in der Zeit vom : 13.10.1?94 bis: 21.10.1994 1 

_ l 

.dun:h Ausbana bekannt pqiacht. . ..... , 
Die berührten _ill _, ___ - Oftentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 13.10.1994 · " 
,,on der Auslegung infonniert. 

.. ·:. . 
' 

Der Entwurf der gcindertcn Satzung mit Textteil dem Vorhaben- ~d Erschließungspl ·· l\reu-1. 
hat in der Zeit vom 24.10.1994 bis 7.11.1994 öffentlich ausgelegen. · ~'6 

\..-

\ , ,Af --
r ~ .. ,.,--

11.• Die ben1lutm Gemeinden 
Stadt Leipzig 
Marlcranstidt 
Pegau 
Großgörschcn 
Großgrimma 

sind mit Schreiben vom: 9.10.1994 
nochmals zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden 

12 Das Bergamt Borna wurde mit Schreiben vom 
zur Abgabe einer zusätzlichen Stellungnahme aufgefordert. 

13. Der Gemeinderat hat am 19.12.1994 die vorgebrachten Bedenken und Anregungen som;.,.·~~~;,I.,,~~~-.. 

; 
I 

/ 

die Stcllungnabrocn der Trlgcr öffentlicher Belange geprüft. _ _,__ ...... -.... 

14 

Im Ergebnis der Abwägung wurde die vorliegende Satzung vom 6.5.1994 in der 
geindertcn Fa.mmg vom 14. l 0.1994 mit oben beschlossenen Andenmgen gebilligt 
und mr erneuten Auslegung bestimmt. 

Die Auslegung wurde in dcr'Zeit vom 9.12.1994 bis .13.°1.1995 ortsüblich durch Aushapg 
öffendich bekannt gemacht. Die berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit 

I 
Schreiben vom 19.12.1994 über die Auslegung informiert. 

15. Die gclnderte Satzung lag in der Zeit vom 19.12.1994 bis I 3.1.1995 im Ge i de , 
Kitzen öffentlich aus. 

· 16. Der Gemeinderat hat am 19. i .1995 die vorgebrachten Bedenken und Anregungen sowie 
Stellungnahmen der Träger öffendicher Belange gepnift. 
Im Ergebnis der Abwägung wurde die vorliegende Sat2Ung vom 6.5.1994 in der 
geänderten Fassung vom 14.10.1994 und 16.12.1994 gebilligt. 



17. Die Satzung mit dem Vorhaben- und Erschlicßungsplan, bestehend aus 

18. 

19. 

Teil A Planzeichnunzen 
Vorhaben- und Erschließungsplan vom 6.S .1994 in der geänderten Fassung vom 

' 14.10.1994 und 16.12.1994 ~ ~7 
Teil B Text , 

Textliche Festsetzungen (BauGB, BauO, BauNVO, GBL, BGBI.) ~ lC~ 

rdc am: 19.1.1995 von dem Gemeinderat beschlossen. 

J 

Die Genehmigung der Satzung mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan wurde mit~ 
Bescheid der höheren Verwaltungsbehörde vom : 22.3.1995 AZ ; 51-2511.4 l" 
mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt 

Die Nebenbestimmungen wurden durch satzungs§ndcmdcn Beschluß des Gemeinderates 
vom : -18. fJ5, 95' erfüllt Die Hinweise sind beachtet. Dies wurde 
mit Vcrfiigungdcr&6hcrcn Venvaltungsbchörde vom: AZ :S~~S-~~ 
besWigt. 

20. Die Satzung mit dem Vorhaben- und Erschlie8ungsplan, bestehend aus 
Teil A Plameidmanzea 

Vorhaben-- aad Erscblic8ungsplan vom 6.5.1994 in der gdnderten Fassung vom 
14.10.1994, 16.12.1994 und 3.4.1995 

Tal B Test 
Tcxdidlc Festsetzungen (BauGB, BauO, BauNVO, GBL, BGBI.) 

wird hi~nnit ausgefertigt. 
/ / -2 

21. Die Erteilung der Genehmigung filr die Satzung iibcr den Vomabcn- und Erschließungs,~ -~-.-1!11iC 
sowie die Stell~ bei der der Plan während der Dienststunden von jcdcnnann eingesehen werden 
1cana und über den Inhalt.Auskunft zu erhalten ist, sind in der Zeit ·vom ~~6, bis t•- e ~ ~­
ortsüblich bekannt gemacht wordenln der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der 
Vcrldmng YOG Verfalu=s-·und Formvorschriften und von Mingeln der Abwigung sowie auf 
die R=htsfolgen (§ 215, Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von 
Entscbldig1mgsan'l)rilchen (§ 44, § 246 a Abs. 1 Nr. 9 BauGB) hingewiesen worden. 

.. • r·~ GtfRU-NGSPRÄSIOtUM l-E IPZJG 
24. Die Satzung üt am C: ~, & , . . ?( in Kraft getreten. .. . i<"l_'"> , o 

' · -·~e~-~tm~ H1 ~Pft'J•t.aong mit >tn• "• •. )m. -~~.:.!'?..• lf; 
;~:-.. t-ll.E-♦C"er,' • P..1 ~ .. ~.0 ~"'7. 1.° 

~gisl,iffr-N, J'.P. / P.~ .~:~: .. :~~::·:· 
l &iSMig, oen olol . 3 . r.~(;l · ~-. 
(4u_..JI. Gl ~ ~ ____ ik i j. 

Siegel B7ci: }~ J ' 
/~/,_ 

Kitzen, 



B itrittsb chluß d r emcinde Ki tz n zu n hmi ung und zur _. üllu n ... d r ufü n 
und bcnb timmun n des R gi nm prä idium L ipzig m 1 .05. l ß chlu -
. r. 02/ 1 /05/ 5 

Verfahren erm rke zur Änderung nach § l yf} au ß 

D r emeind r t d r Gern inde Kitz n hat an d i 1 . v r in a ht 
nderung d • und -Planes e i1ligt. 

Kitzen, den ................ _. _. "ömer 
Bürgermeist r 

Den igentüm rn d r on d r Ändenm b trofä n n 
Ändenm erührten Trägern öffentlicher Belange ist 
inn rhalb angeme en r Frist gegeben ord . n. 

Kitzen, d n .................. .. Körne 
Bürg m1 ist r 

rund tücke l nd d n n d r 
elegenh it zur t llungnahme 

Der Gemeind rat hat am 
Bebauung plane nach 13 Bau GB i. V. mit 

di l. ver infachte Änderung des 
10 Bau B als atzung beschlossen. 

Kitzen, den ................... . Köm r 
Bü em1ei ter 

Der - und E-PJan, bestehend aus d r Planzeiclmung und dem --rläuterungsbericht, wird 
htermit aus efertigt. 

Kitzen, den .............. __ Körner 
Bürgermeister 



Die vereinfachte Andenm·g ~,urde durch Aushang am .. . ortsüblich bekannt 
gemacht. In der Bekanntmachung ist auch die Geltendmachung der Verletzung \'On 

Verfahrens- und Fomworsch~iften und von Mängeln der .Abwägung sowie auf die 
Rechtsfolge ( § 215 Abs. · 1':ßau GB) und weiter auf die Fälligkeitcn und Erlöschen rnn 
Entschädigungsansprüchen ( §§ 44, 246 a Abs. 1 Satz 1 ~r. 9 Bau GB) hingewiesen 
worden. 

Die Satzung ist ani 

Kitzen , den ................... . 

m Kraft getreten. 

Körner 
Bürgem1e ister 

Anordnung der öffentlichen Parkplatze in Abstimmung zwischen Bauherren 
und Verkehrsplanungsamt Leipz ig und bei Bedarf Anpassung vor Ort. 

* 1. Änderung ndch §13(t) Bau GB 

Bemerkung : 

Plan ist nur in Verbindung mit bestätigten 
VE - Plan vom 22.03.1995 gültig 

• geänderter Textteil 30.10.1997 D.W. 

Änderungen: Nr.: Datum: Name: 

Bauherr: 

AREA 
Grundstücksverwaltungs - u. 
Vermietungs GmbH 

")( Bauvorhaben: 

Wohnsiedl~ng 
Kitzen-Rodeland 

Ausführungsplanung 
Plan/Bauteil : 

erung 
Datum: Name: Plan-Nr.: 

bearbeitet : 05/'97 Tobi. 

gezeichnet: 05/'97 C.K. Projekt Nr.: 3.97 030 ST.0 

gopruft: Plangroße: 1,97 m x 0,85 m = 1,7 m2· 
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Maßstab: 
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